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Die Credit Suisse (CS) hat seit Mitte Februar einen
neuen Chef, bei der UBS steht der Führungswech-
sel am 1. November an.Thomas Gottstein und Ralph
Hamers sind die neuen Hoffnungsträger der beiden
Grossbanken. Aber auch an der Spitze der beiden
Verwaltungsräte stehen Veränderungen an. Der CS-
Präsident Urs Rohner wird wohl an der Generalver-
sammlung 2021 seinen Abschied nehmen, ein Jahr
später soll Axel Weber das UBS-Präsidium abgeben.

Wird es den neuen Chefs gelingen,Ertragserosion
und Margendruck zu stoppen und endlich Bewegung
in die seit Jahren darniederliegenden Aktienkurse
von UBS und CS zu bringen? Kommt nach der perso-
nellen Erneuerung auch neuer Schwung in das Bank-
geschäft? Einiges spricht dafür, dass sich die neuen
Führungsmannschaften auch in Zukunft an den alten
Problemen abarbeiten werden. Wenn es den beiden
Flaggschiffen schon nicht gelungen ist, ihre Erträge
in der seit Jahren anhaltenden Aufschwungsphase
an den Finanzmärkten auszuweiten, drängt sich die
Frage auf: Wie soll ihnen das in einer Phase des Ab-
schwungs und der Konsolidierung gelingen, wie sie
im Gefolge der Corona-Krise bevorstehen könnte?

Die Probleme liegen tiefer
Apropos Corona: Die Epidemie hat UBS und CS
zwar auf eine harte Probe gestellt, die sie mit Bra-
vour bestanden haben – keine Unterbrüche, keine
Ausfälle, keine negativen Schlagzeilen. Die beiden
Grossbanken waren,anders als während der Finanz-
krise 2007/08,Teil der Lösung und nichtTeil des Pro-
blems.Aber der erfolgreiche Umgang mit der Krise
darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Pro-
bleme tiefer liegen und strukturelle Merkmale er-
kennen lassen.

Ein Hauptproblem von UBS und CS ist darin
zu sehen, dass ihr Kerngeschäft – die Vermögens-
verwaltung – nicht wirklich brummt. Zwar gelingt
es ihnen, milliardenweise neue Gelder anzuziehen,
aber die Margenerosion hat zur Folge, dass die Er-
träge, den steigenden Volumen zum Trotz, stagnie-
ren oder sich gar verengen.Um die Profitabilität die-
ses Kerngeschäfts zu verbessern, gilt es, die Erträge
zu steigern und/oder die Kosten zu senken – beides
ist anspruchsvoll.

Ein traditioneller Hebel auf der Ertragsseite ist
das Kreditgeschäft. Beide Grossbanken verwalten
nicht nur die Gelder ihrer wohlhabenden Kunden,
sondern gewähren ihnen, um den Ertragsstrom zu
verbreitern, auch Zugang zu Lombard- und Hypo-
thekarkrediten. Allerdings halsen sie sich damit
Gegenparteienrisiken auf und müssen diese Kre-
dite mit knappem Eigenkapital unterlegen.

Offenbar haben die beiden Banken dieses tra-
ditionelle Geschäft im Griff, denn sie haben den
Stresstest Corona-Krise zumindest bisher ohne grö-
bere Kreditausfälle überstanden. Im Quervergleich
hat die UBS bei der Kreditdurchdringung des Ver-
mögensverwaltungsgeschäfts noch einiges Aufhol-
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potenzial. Der von der CS geholte Wealth-Manage-
ment-Chef Iqbal Khan, der dort das Kreditgeschäft
ausgebaut hatte, wird darum besorgt sein, diesen
Rückstand aufzuholen.

Einen anderen auf den Ertragsfluss wirkenden
Hebel bilden bankinterne Kooperationen. Ein Bei-
spiel dafür ist, wie der jüngste Quartalsabschluss be-
stätigt, die Einheit GFO (Global Family Office) der
UBS. Diese stellt einem ausgewählten Kreis von sehr
wohlhabenden Kunden über alle Grenzen und Konti-
nente hinweg einen direkten Zugang zu Investment-
Banking-Dienstleistungen zur Verfügung. Ziel ist es,
massgeschneiderte Leistungspakete zu schnüren, die
dem Kunden einen grösseren Nutzen stiften und der
Bank höhere Erträge bescheren.

ÄhnlicheAbsichten verfolgt die CS mit ihrer inner-
halb der Handelsdivision Global Markets angesiedel-
ten Plattform ITS (International Trading Solutions).
Sie macht es möglich, komplexe Produkte und An-
lagelösungen divisionsübergreifend allen relevanten
Kundenzielgruppen anzubieten.Die Bank erschliesst
sich neue Absatzkanäle, die Kunden profitieren von
bedürfnisgerechteren Lösungen.

Warum nutzen die beiden Banken nicht einfach
Akquisitionen, um ihr Ertragswachstum zu unter-
stützen? Zum einen fehlt es zusehends an geeigne-
ten Übernahmeobjekten. Zum andern führen regu-
latorische Vorgaben dazu, dass die Integration einer
übernommenen Bank zeitintensiv und teuer ist. Man
denke nur an den Aufwand, der getrieben werden
muss, um die übernommenen Kunden zu identifizie-
ren, die Herkunft der Gelder zu überprüfen und un-
nötigen Ballast loszuwerden.Und nicht zuletzt ziehen
UBS und CS in guten Jahren Nettoneugelder an, die
volumenmässig den verwaltetenVermögen einer mit-
telgrossen Privatbank entsprechen – ohne dafür eine
solche akquirieren zu müssen.

Wegen all dieser Schwierigkeiten fokussieren
sich die beiden Grossbanken darauf, mehr aus ihrem
bestehenden Geschäft herauszuholen, effizientere
Strukturen und Prozesse aufzubauen, näher an die
Kunden zu rücken. In dieser Hinsicht verspricht sich
die UBS viel von ihrem künftigen Chef Ralph Ha-
mers. Dieser gilt als radikaler Digitalisierer, der die
Bank der Zukunft, ähnlich wie Google, Airbnb und
Facebook, als digitale Plattform sieht und in den
Medien mit der Frage zitiert wird: «Wann kommt die
erste Bank ohne Bilanz?» Nur wenn Banken zu digi-
talen Anlaufstellen mutieren, die von Kunden gern
besucht und beansprucht werden, haben sie aus der
Perspektive Hamers’ eine Zukunft.

Eine solche Vision mag für eine Retail-Gruppe
wie die ING,in der Hamers beruflich gross geworden
ist, richtungsweisend sein. Aber die UBS ist keine
Retail-Gruppe, sondern der weltweit führende Ver-
mögensverwalter, der das bereits stark digitalisierte
Retail Banking lediglich in seinem Heimmarkt be-
treibt. Vermögensverwaltungskunden haben kom-
plexere Bedürfnisse als Retail-Kunden, verlangen
nach passgenaueren Angeboten, wollen bei schwie-
rigen Entscheiden, etwa beim Verkauf einer Firma

oder bei Nachfolgefragen, mit einem Berater aus
Fleisch und Blut reden.

Das bedeutet, dass diese Dienstleistungen schwer
zu standardisieren und zu automatisieren sind und da-
mit der Digitalisierung Grenzen setzen.In die gleiche
Richtung wirken die von Land zu Land unterschied-
lichen regulatorischen Regime.Deshalb wird es kaum
möglich sein, in diesem global betriebenen Geschäft
eine ähnlich hohe betriebliche Effizienz zu erreichen
wie etwa im weniger komplexen, nur im Heimmarkt
betriebenen Retail Banking.

Das heisst nicht, dass die Digitalisierung im
Wealth-Management keinThema ist.Auch Millionäre
wollen zeit- und ortsunabhängig mit ihrer Bank kom-
munizieren, wollen wissen, was sich in ihren Depots
tut.Während der Covid-19-Krise hat sich die digitale
Interaktion deutlich intensiviert, ihre Akzeptanz ist
auch im Kreis betuchter Kunden gestiegen.Aber von
einer digitalen Plattform,die ohne Berater auskommt,
ist das Vermögensverwaltungsgeschäft von UBS und
CS noch weit entfernt.

Evolution statt Revolution
Wie weiter?Alles deutet darauf hin,dass die beiden
Grossbanken, auch unter neuer Führung, nicht zu
neuen Ufern aufbrechen werden. Zu viele Restrik-
tionen hindern sie daran – regulatorische Hürden,
historisch gewachsene Monster-IT-Systeme, kom-
plexe organisatorische Strukturen und Prozesse,be-
schränkte Kapitalressourcen. Vielmehr dürften sie
sich darauf beschränken, das, was sie heute tun, in
Zukunft besser,effizienter und kundenfreundlicher
zu machen, mehr aus dem bestehenden Geschäft
herauszuholen.

Einerseits wird es darum gehen,die digitaleTrans-
formation voranzutreiben und den Anschluss an agi-
lere Fintech-Unternehmen und Smartphone-Banken
nicht zu verlieren,die in ausgewählten Segmenten das
Tempo vorgeben. Andrerseits kostet die Digitalisie-
rung Geld, das bei stagnierenden Erträgen vor allem
über Einschnitte auf der Kostenseite bereitgestellt
werden muss. Bestes Beispiel dafür ist die CS. Die
Bank hat ihre Kostenbasis seitAnfang 2016 um knapp
5 Milliarden Franken auf gut 17 Milliarden Franken
zurückgeführt – der wohl bedeutendste Erfolg von
Gottsteins Vorgänger Tidjane Thiam. Müsste sie
heute mit den Kosten von damals operieren, schriebe
sie Milliardenverluste.

Damit wird klar: Die beiden Grossbanken UBS
und CS durchlaufen eine kräftezehrende Fitnesskur,
die sie auf Jahre hinaus beschäftigen wird. Wunder
sind, auch von den neuen Chefs, kaum zu erwarten,
zumal noch nicht absehbar ist,woher das künftige Er-
tragswachstum kommen soll. Diese Unsicherheit ist
wohl der eigentliche Grund dafür, dass die Aktien-
kurse der beiden Banken seit Jahren schon vor sich
hindümpeln. Auch wenn die Hoffnung zuletzt stirbt:
Kaum etwas deutet derzeit darauf hin, dass sich an
dieser Situation etwas Grundlegendes ändern wird.

Wunder sind, auch von
den neuen Chefs, kaum
zu erwarten, zumal noch
nicht absehbar ist, woher das
künftige Ertragswachstum
kommen soll.
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Die vergessene Seite der Zuwanderung
Viele EU-Bürger und Schweizer haben in den letzten Jahren das Land verlassen – das reduziert den Wanderungssaldo

TOBIAS GAFAFER

Laura Knöpfel absolviert am King’s
College in London ein Doktorat in
internationalem und transnationalem
Privatrecht. Sie zog vor einigen Jah-
ren in die Stadt und absolviert dieses
Jahr noch Forschungsaufenthalte am
Europäischen Hochschulinstitut in Flo-
renz sowie in Halle. In London traf die
28-Jährige auf zahlreiche Kommilitonen
aus Drittstaaten. ImGespräch sei ihr der
Stellenwert der Personenfreizügigkeit
erst richtig bewusst geworden, sagt sie.
«Im Gegensatz zu Drittstaaten sind wir
keine Bittsteller, sondern machen von
einem Recht Gebrauch.»

Knöpfel ist eine von vielen Schwei-
zerinnen und Schweizern, die in einem
EU-Land leben, studieren oder arbei-
ten. Zwar hat die Corona-Pandemie die
Mobilität auch innerhalb Europas stark
gebremst. Zudem wird Grossbritannien
die EU voraussichtlich Ende Jahr ver-
lassen. Wie Bern und London das Zu-
wanderungsregime genau ausgestalten
werden, ist nochunklar.Die zweiLänder

haben imJuli formell dieVerhandlungen
über die künftigen Beziehungen aufge-
nommen. Sie haben aber bereits einAb-
kommen abgeschlossen, das die Rechte
von Bürgerinnen wie Knöpfel sichert.

Vor allem aber steht Knöpfel exem-
plarisch für eine jüngere Entwicklung,
die in der Schweiz wenig beachtet wor-
den ist. Die Debatte über die Personen-
freizügigkeit dreht sich hierzulande fast
ausschliesslich um die Höhe der Zuwan-
derung aus der EU.Doch in den letzten
Jahren hat auch dieAbwanderung zuge-
nommen. 2017 und 2018 hätten je rund
32 000 Schweizer ihr Land verlassen,
hielt die Konjunkturforschungsstelle der
ETH Zürich (KOF) im November 2019
fest. Dabei handle es sich um die höchs-
tenWerte seit 1991, dem ersten Jahr mit
öffentlich verfügbaren Zahlen.

Nachbarländer am beliebtesten

Die tiefe Nettozuwanderung von 2018
war gemäss der KOF massgeblich auf
dieZunahmederAbwanderung zurück-
zuführen. Im fraglichen Jahr wanderten

1,5 Prozent der ständigen Wohnbevöl-
kerung der Schweiz aus, was ungefähr
der Bevölkerung der Stadt Bern ent-
spricht. Zahlenmässig am bedeutends-
ten waren dabei Bürger von EU-Staa-
ten, unter diesen an erster Stelle Fran-
zosen,PortugiesenundSpanier.DieAb-
wanderung von Schweizern machte
aber ebenfalls etwa einen Viertel aus.

Die beliebtesten Zielländer für
Schweizer waren Frankreich, Deutsch-
land, die USA, Grossbritannien, Italien
und Spanien. Der wichtigste Grund war
gemäss der KOF ein Studium oder eine
Arbeitsstelle imAusland.36 Prozent der
Abwanderer waren zwischen 20 und 35
Jahre alt. Eine wichtige Rolle dürften
auch Personen gespielt haben,die in frü-
heren Jahren eingewandert waren und
mit einem roten Pass in ihre Heimat-
länder zurückgekehrt sind. Zudem ver-
liessen viele älterePersonendie Schweiz.
Die KOF geht davon aus, dass diese im
Ausland ihrenLebensabend verbringen.

Das Coronavirus durchkreuzt nun
jedoch manch einen Plan. Wie sich die
Wanderungsströme mit der Krise ent-

wickeln, ist fraglich. Im ersten Quartal
dieses Jahres nahm die Zuwanderung
um 9 Prozent zu, derweil die Auswan-
derung um 8,8 Prozent zurückging.Dies
betraf aber mehrheitlich die Monate
Januar bis Mitte März, bevor der Bun-
desrat Grenzkontrollen und Einreise-
beschränkungen anordnete.

Die Statistik für das zweite Quartal
will der Bund erst im August vorlegen.
Zu erwarten ist, dass die Zuwanderung

wegen der Corona-Restriktionen stark
zurückgegangen ist. Die Abwanderung
dürfte ebenfalls abgenommen haben,
wenn auch weniger stark. Die Zahlen
würden dem Bundesrat entgegenkom-
men. Er tritt gegen die Initiative der
SVP an, welche die Personenfreizügig-
keit kündigen will.

Vor einem Minusrekord

Je nach Entwicklung der wirtschaft-
lichen und epidemiologischen Lage in
der Schweiz und in EU-Ländern kann
die Abwanderung jedoch wieder zu-
rückgehen und die Zuwanderung er-
neut zunehmen. Michael Siegenthaler
von der KOF rechnet allerdings nicht
mit einem Szenario wie in den Jahren

nach der Finanzkrise von 2008, als es
zu einem starken Anstieg der Zuwan-
derung kam. In der Folge lancierte die
SVP die Initiativen gegen die Massen-
einwanderung und zur Kündigung der
Personenfreizügigkeit.

Hauptmotor der Zuwanderung aus
der EU bleibe das Beschäftigungs-
wachstum in der Schweiz, sagt Siegen-
thaler. «Wir gehen dieses Jahr von einem
grossen Einbruch aus.» Es werde auch in
der zweiten Jahreshälfte zu Entlassun-
gen kommen, und dieWirtschaft schaffe
gegenwärtig wenig neue Stellen. «2020
wird die Nettozuwanderung wohl so tief
sein, wie es nach Einführung der vollen
Personenfreizügigkeit 2007 noch nie der
Fall gewesen ist.»

Corona erschwert Prognosen

In den nächsten Jahren dürfte die Zu-
wanderung dann eher wieder zunehmen.
Die Generationen der geburtenstarken
Jahrgänge gehen von 2020 bis 2035 in
Pension.Damit wird auch der Bedarf an
Arbeitskräften steigen.EineAuswande-
rung wird gemäss der KOF für Schwei-
zer damit auch weniger attraktiv.Vor der
Krise ging die Forschungsstelle davon
aus, dass Schweizer Firmen den Bedarf
zu einem grossen Teil mit Zuwanderern
decken. Corona mache eine Prognose
nun aber schwieriger, sagt Michael Sie-
genthaler. Denn es sei auch unklar, wie
sich die Konjunktur entwickle.

Der beruflicheWeg vieler junger Schweizerinnen und Schweizer führt ins Ausland. JASON ALDEN / BLOOMBERG

Mehr qualifiziertes Personal für die Kitas – doch das kostet
Wer Kinder in einer Tagesstätte betreut, soll über eine entsprechende Ausbildung verfügen, das fordert der Branchenverband Kibesuisse

LENA BUECHE

Eine «qualitativ gute» pädagogische
Betreuung in Deutschschweizer Kitas
würde Mehrkosten von über einer Mil-
liarde Franken verursachen – und zwar
jährlich. Das hat der Branchenverband
Kinderbetreuung Schweiz (Kibesuisse)
am Dienstag mitgeteilt.

Als Begründung führt Kibesuisse an,
Kindertagesstätten dienten nicht nur
der familienergänzenden Betreuung,
sondern auch der frühkindlichen Ent-
wicklung und Bildung.Um die Kitas als
Bildungsinstitutionen zu stärken,müsse
die pädagogische Qualität verbessert
werden. Wie dies zu bewerkstelligen
sei, skizziert Kibesuisse in zwei Posi-
tionspapieren.

Der wichtigste Aspekt betrifft die
Qualifikation. So sollen mindestens zwei

Drittel der Mitarbeiter, die direkt mit
den Kindern arbeiten, über eine päd-
agogische Ausbildung verfügen. Dazu
gehören nebst Fachpersonen mit einem
Lehrabschluss auch Kindererzieher, die
an einer höheren Fachschule eine ter-
tiäre Ausbildung absolviert haben.

Löhne um 15 Prozent anheben

Um den erhöhten Bedarf an Fachperso-
nen zu decken,müsse der Beruf attrakti-
ver gestaltet werden, betont Kibesuisse.
Dazu gehörten höhere Löhne. Kon-
kret plädiert der Verband für eine An-
hebung der Löhne um 15 Prozent. Das
ergäbe für eine Fachfrau Betreuung
einen empfohlenen mittleren Monats-
lohn von 5865 Franken. Gemäss einer
Erhebung für die Stadt Zürich ver-
diente eine Fachfrau Betreuung im Jahr

2014 durchschnittlich 4935 Franken im
Monat. Ausserdem dürften Praktikan-
ten und Lernende nicht im Betreuungs-
schlüssel berücksichtigt werden. Dieser
legt fest,wie viele Kinder eine Kita-Mit-
arbeiterin betreuen darf. Die gängige
Praxis vieler Kitas, jugendliche Prakti-
kanten für die Betreuung einzusetzen,
um die Kosten tief zu halten, sei heute
«gesellschaftspolitisch nicht mehr trag-
bar», heisst es im Papier.

Die durchschnittlichen Vollkosten
für einen Kita-Platz in der Deutsch-
schweiz betragen gemäss Kibesuisse
derzeit 110 Franken pro Kind und Tag.
69 Franken davon sind Lohnkosten für
das Betreuungspersonal.Würden die er-
höhten Anforderungen an die pädago-
gische Qualität umgesetzt, stiege allein
dieser Betrag auf 177 Franken.Pro Kind
undTag fielen alsoMehrkosten von 108

Franken an. Multipliziere man diesen
Betrag mit der Zahl der Besuchstage
und der Betreuungsplätze, resultierten
daraus zusätzliche Kosten von jährlich
über einer Milliarde Franken, rechnet
Kibesuisse vor.DieVollkosten für einen
Kita-Platz würden sich unter dem Strich
verdoppeln.

Kompletter Paradigmenwechsel

Wie diese Kosten gedeckt werden sol-
len, ist dem Positionspapier allerdings
nicht zu entnehmen. Kibesuisse stellt
darin lediglich klar, eine Erhöhung der
«ohnehin schon zu hohen» Elterntarife
sei ein «No-Go».

DerVerband hat bereits früher Emp-
fehlungen und Richtlinien zur Qualität
in Kitas herausgegeben. Diese seien
jeweils vom Status quo ausgegangen,

erklärt EstelleThomet,Regionalleiterin
bei Kibesuisse. Es reiche aber nicht, die
Qualität innerhalb bestehender Struk-
turen zu optimieren. Stattdessen müss-
ten die Rahmenbedingungen insgesamt
angepasst werden. Thomet sagt: «Wir
fordern nicht weniger als einen kom-
pletten Paradigmenwechsel hin zu An-
erkennung der Kitas als Bildungsinsti-
tutionen.»

Zum konkreten Zeithorizont für die
Umsetzung der Qualitätsforderungen
äussert sich Kibesuisse nicht. Die Zeit
für einen Wandel sei jedoch reif, denn
weite Teile der Bevölkerung hätten er-
kannt, dass frühkindliche Bildung und
Betreuung wichtig seien, sagt Thomet.
Gerade die Corona-Krise habe bestä-
tigt, dass Angebote der familienergän-
zenden Kinderbetreuung für die Gesell-
schaft unerlässlich seien.

Begrenzungsinitiative
Eidgenössische Abstimmung
vom 27. September 2020
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